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7i'P TKmRir nrs i'nmxAHRTssTA^ATrs
Scorg Vobruba
In dieser Arbeit geht ps um den Versuch der Sichprunq emanzipatorischer
Spuren im Wohlfahrtsstaat liehen Status quo. Die These ist, daß wohlFahrts-
staatlicb vermittelte materielle Pasissicherunq, insbesondere in ihren
beiden Merkmalen: (relativer) FauerhaFtiqkeit und Voraussehharkeit. als
Handlunqsqrundlaqe politischer Praxis dienen kann, die den über den Arbeits¬
markt vermittelten 7wanqS7usammenhanq der Kapitalverwertung hinter sich zu
lassen versucht.
Für dieses Vorhaben bedarf es eines staatstheoretischpn Konzepts, in dem
sich die llnterscheidunq von intendiertem 7week und tatsächlichem Fffekt
staatlichen Handelns analytisch offenhalten läßt und das somit in der Lage
ist, die Sinnlichkeit unbeabsichtiqter Fffekte von Staatstätiqkeit systema¬
tisch zu berücksichtiqen. Als Pezuqspunkt eines solchen Konzepts funqiert
das "Interesse des Staates an sieh selbst". (Vgl. flffe 1975; Vobruba 198o)
Von ihm aus kann man staatliche Politikproduktion als Reaktion auf die
jeweilige historische "Störanfälligkeit" des Staates verstehen, die sich
aus den. den Staat umnebenden, gesellschaftlichen Prohlemlaqen einerseits
und aus der Anfälligkeit des Staates für diese Prohlemlaqen andererseits
ergibt. Anhand dieser "nterscheidung läßt sich die Fntwicklung des Wohl-
Fahrtsstaates rekonstruieren. Ich schlage vor, innerhalb dieser rnt.wickTung
drei Phasen zu unterscheiden: rine Konstitutionsphase, die Fntstehung von
Sozialstaatlichkeit und die Fntstehunn eines arbeitsmarktorientierten Wirt-
schattsintervent ionismus. Für jede dieser Phasen läßt sich zeigen, daß
staatliche Politik sich absichtsvoll auf die Pearboitunq/P-cwältiqunq qesell-
schaFtlicher Probleme richtete, die er als sein jeweiliqes historisch kon¬
kreten Interesse an sich seihst störend perzipierte; und ebenso laut sich
zeiqen. daß der Staat qerade durch seinen TingriFf jeweils neue Prohlemlaqen
und neue einene "Verletzlichke.it.en" schuF, so daß im Vollzug der Politik
einer Phase schon die Notwendigkeit zu weitergehendem und gual.itat.iv neuem
StaatseinnriFF - also zum "AuFstien" in die nächste phnse - im Kern mit an¬
gelegt ist. So wirkte der Staat durch seine ökonomisch und wehrpolitinch
motivierte üodernisierunqspnlitik (\nl. Hartmarin et al. 1974; Teldtiauer 19Ro)
und durch seinen Anteil an der TransFpr"iat inn der (pauperir.iertrn) Unter¬
schichten in lohnarbeiter M'gl . I enhardt. 1fFn 1977) nn der rrit.st ehunq der
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Arbeiterschaft mit, deren Bewegung Für ihn gerade wieder Anstoß zu weiter¬
gehendem Fingriff war. In dem Pestr"hen, durch Sozialstaotlichkeit die
Sicherunqs- und Versorgungsinteressen dor Lohnahhängigen in staatserhal-
tenriem Sinne zu kanalisieren (Vgl. Posenberq 1976; '.'ehler 1974) begründete
der Staat seine leqitimationsrelevante Rückbindunn ans ökonomische System.
F.e Übernahme materieller (durch die 7weiqe der Sozialversicherung ein¬
schließlich der Arbeitslosenversicherunn begründeter) Vorsornunisverpflich-
tunqen durch den Staat machen seine spezifische Verletzbarkeit durch öko¬
nomische Krisen samt deren (para-)Fiskalischen und arbeitsmarktmäßigen Folqe-
prohlemen aus. In der durch die rntwicklung von Snzialstnatlichkeit ange¬
legten Anqewiesenheit des Staates auF das ökonomische System und durch seine
spezifische 7uständigkeit Für die Kompensation sozialer rolgeprobleme öko¬
nomischer Krisen ist also im Kern die Nötigung zu einem arbeitsmarktorien-
tierten Wirtschaftsinterventionismus anqelegt. (Vgl. Crauhan 1975)
Hit der Übernahme der 7uständinkeit Für Krisengegensteuerung/Krisenbehebunq
ist das heutige Viveau wohlfahrtsstaatlichen Finqriffs im Prinzip erreicht.
Auf diesem Stand der Ausdifferenzierunq wohlfahrtsstaatlicher Kompetenzen
geraten unterschiedliche gesellschaftliche Interessen in ein - über den
Staat vermitteltes - eigenartiges Verhältnis zueinander. Das Sicherunqs- und
Versorqunqsinteresse der V'icht-Produkt ionsmittplbesitzer, das sich an den
Staat richtet, schafft, gerade jenen sozialen Druck, der den Staat zu einer
politischen Prämierung von Kapitalverwertunqsinteressen zwinqt. Die Not¬
wendigkeit der Frfüllung materieller Versorgungsansprüche macht Kapitalver¬
wertunqsinteressen zu funktionsrelevanten Interessen für den Staat. Diesem
Umstand kommt der Staat durch Akkumulationsförderung nach, die sich als
wechselnde Kombination der beiden (Ideal-)Typen (a) Prävention/Heilung gesell¬
schaftlicher (und den Staat belastender) Probleme und/oder (h) Kompensation
gesellschaftlicher Probleme interpretieren läßt. Akkumulationsförderung ist
aus der Sicht des Staates also entweder Problemvermeidungspolitik oder Re¬
finanzierungsmanagement .
Der Versuch, wohl Fahrtsstaatliche Sichernnosleistungen als Voraussetzung po¬
litischer Praxis zu begrpifen, qeht von der trivialen Tatsache aus, daß
wohlfahrtsstaatliche Sicherung die Frwartungshaltungen, Interessenkonstella¬
tionen und Handlungsorientierungen Faktisch dominant beeinflußt. Überlegun¬
gen, die sich um die gegenwärtigen Möglichkeiten sozialer Rewegung drehen,
kommen am Wohlfahrtsstaat also ohnehin nicht vorbei. Der Versuch gründet
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darauf, wohl Fahrtsstaatliche Pasissicherunq als eine speziFische Form
nicht arbeitsmarktvermittelter Fxistenzsicherung zu verstehen.
Die Umwälzung der Lebens- und Arbeitsbedingungen im 7uqe der kapitali¬
stisch-industriellen Revolution nötiqte den Betroffenen Iernprozesse auF,
in deren Konsequenz die soziale Verbindlichkeit traditioneller Weltbilder
verloren ging. (Vgl. Dux 1976) Deren Verlust stellt zugleich eine evolu¬
tionäre Fhnnce dar rr bietet der Denk-Mnglichkeit menschlicher Selbstbe¬
stimmung Raum. Der Wegfall traditioneller flrientierunq bedinqt eine Fnt-
grenzung der sozialen Ansprüche (Vgl. Thompson 1979). 7ukunft wird als
zeitliches Kontinuum (Vgl. Kaufmann 1973) und als Ort wählharer Möglich¬
keiten begreiFbar. Dies gewandelte Verständnis aktualisiert Unsicherheit
als "Lebensqefühl" und läßt zuqleieh Sicherheit den stat.us eines Handlunqs-
ziels gewinnen. Diese Wandlungsprozesse lassen sich als Reaktion auf neue
Frfahrungsgehalte und Verhaltenszumutungen rekonstruieren (Vgl. Fmmerich
1974; Puls 1979) und sind insofern notwendig und irreversibel.
Die als Denk-Möglichkeit freigesetzte Fhance der Selbstbestimmung - in
äußerster Konsequenz: die Möglichkeit eines biographischen FntwurFs -
wurde jedoch durch die gesellschaftlichen Verhältnisse wieder verstellt.
Der Arbeitsmarkt als VorgesellschaFtungsmodus, als 7uteilverfahren mate¬
rieller Fxistenzmüglichkeiten und Iebenschancen nötigte die Masse der
Vicht-Produktionsmittelbesitzer zu Strategien der Interessenvorfolgunq,
welche die Freigelegte Denkmnglichkeit lehensperspektivischer Selbstbe¬
stimmung konterkarierten. Der aus der existentiellen Alternative: Arbeiten
oder verhungern (Vgl. Vobruba 1978; ulk et al. 1979) resultierende Anbiet-
7wanq auf dem Arheitsmarkt bedingt. Ilandlungsstrat.eqien, die prinzipiell
kurzfristig angelegt sind, sich individun.l istisch-konkurronzierenri auF-
einander beziehen und deren Frfo'q als Derivat (vorweg) gelungener Kapital¬
verwertung erscheint. Dieser Zusammenhang stellt sich a is der Sicht der
Arbeiterbewegung als das strategische Dilemma zwischen der '¦'otwendigke.it
materieller Fxistenzsicherung durch Verkauf der Arbeitskraft an das Kapi¬
tal und der Herstellung von KonFliktFähigkeit gegenüber dem Kapital dar.
Von hier aus läßt sich die politische Bedeutung der Möglichkeit Für Nicht-
Produktionsmittelhesitzer (weniqstens temporär) auf nicht arbeitsmarktver-
mitLeite Formen der rxistenzsieherung zurückgreifen zu können, unmittelbar
einsehen. Die Stärkung der Konflikt fiihigkeit durch dar Vorliegen solcher
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Formen von Txistenzsicherung neben dem Arbeitsmnrkt läßt sieh schon dort
zeigen, wo nach Beendigung der agrarischen I ebensweise, neben der Lohnar-
beitsexistenz kleine Primärökonomien - von den Frauen (Vgl. Victhcn 198o) -
weiter betrieben wurden. nie rinrichtung gewerkschaftlicher Streikkassen
richtete sich absichtsvoll auf die Stärkung von Konfliktfähigkeit, auch
war die Bedeutung einer Arbeitslosenversicherunq gerade für Konflikte inner¬
halb bestehender Iohnarbeitsverhältnisse schon Tnde des 19. Jahrhunderts
bekannt. (Vgl. Parvus 1896, in Viess 1979) Die Txistenz Wohlfahrtsstaat 1i-
cher Sicherung - genauer: das allgemeine Wissen um deren Fxistcnz - läßt
sich daran reihen. Zwar hat der Staat durch die Übernahme wohlFahrtsstaat-
licher Garantien die Sicherungsinteressen kanalisiert (Vgl. Podenstein 1978)
und mit seinem eigenen Restandsinteresse positiv verknüpFt. (Vgl. Baron 1979)
Die Finräumunq von Rechtsansprüchen auF Versorqunqsleistunqen durch den
Staat Für den Finzelnen bietet jedoch die Vorhersehbarkeit materieller, zum
Arbeitsmarkt subsidiärer, Fxistenzsicherung. Fbenso fördert/vollendet zwar
der Staat die Ökonomisierung (Vgl. Tennstedt 1976) der Ansprüche, also ihre
Festlegung auf systemisch "Machbares'. Jedoch stellt die Übernahme der Ver¬
sicherungsfonds in (guasi-)staatliche Regie die systemimmanent wohl bestmög¬
liche Garantie für die längerfristige Wertsicherunq des Versicherunqsfonds
dar, stellt also die (relative) Dauerhaftigkeit materieller Basissicherung
her. Hier zeichnet sich - in Umrissen - die notwendige ökonomische Grund-
laqe für die Realisierung der mit der Auflösuno der traditionellen Weltbilder
freiqesetzten Denkmöqlichkeit ab. 7ur Denkmöqlichkeit kommt die Denkbarkeit
ihrer Pealisierunq.
Ob freilich wohlfahrtsstaatliche Sicherung als Grundlage einer politischen
Praxis genommen wird, die tendeziell den Pahmen der Kapitalverwertung zu
transhendieren sucht, oder ob das wohlfahrtsstaatliche Leistungsniveau als
Argument für umfassende koordinierte Bemühungen um die Trhaltunq des status
quo funqiert, ist eine offene Frage. Das mag enttäuschend klingen, ledoch:
Es geht hier weder um den Versuch einer strikten Prognose, noch um den Ent¬
wurf eines politischen "unschzettels. Vielmehr sollte der 7usammenhanq zwi¬
schen gesellschaftlichen Handlungsmöglichkeiten und materiellem "Fundament"
deutlich werden. Somit halte ich Trhaltung/Ausbau materieller Basissicherung
zwecks Trhaltung/rrweiterung von Optionen gesellschaftlichen Handelns für
ein theoriefnhiges Postulat. Richtung und Zielsetzung solchen Handelns hin-
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gegen scheint mir eine praktische Franc.
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